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1. Planungsanlass 

Geplant ist die Verlagerung einer bestehenden Spielhalle aus der Emil-Frey-Straße im nördli-
chen Bahnhofsumfeld auf ein Grundstück im Gewerbegebiet Grendelmatt II, um im nördlichen 
Bahnhofsumfeld zusammenhängende Flächen für eine umfassende Neustrukturierung zu ge-
winnen. Der Standort am Bahnhof soll dafür auf Dauer aufgegeben werden. Der künftige Vorha-
benträger am Bahnhof hat deshalb mit dem Eigentümer eines Grundstücks im Gewerbegebiet 
Grendelmatt II vereinbart, die Spielhalle in dessen Gebäude zu verlagern, was die Entwicklung 
des Bahnhofsumfeldes erleichtern würde, die als weiterer Schritt für die Aufwertung der Innen-
stadt von Rheinfelden und deren Entwicklung nach Westen mit dem Ziel eines Lückenschlusses 
zum Bahnhofsbereich ein wichtiges städtebauliches Ziel ist. Zugleich reduziert die Verlagerung 
einer Spielhalle aus dem innerstädtischen Umfeld an einen peripheren Gewerbestandort die ty-
pischen negativen städtebaulichen Auswirkungen, die von Spielhallen ausgehen. Die Stadt trägt 
deshalb die Verlagerung mit. 
 
Die Spielhalle soll in eine bereits genehmigte Gewerbehalle im Gewerbegebiet „Grendelmatt II“ 
in den vorderen Teil des Erdgeschosses einziehen. Der Bebauungsplan „Grendelmatt II“ 
schließt allerdings bisher Spielhallen aus, so dass eine Änderung der bauplanungsrechtlichen 
Grundlagen hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung erforderlich ist, um die Verlagerung zu 
ermöglichen. 
 

2. Plangebiet 

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich der ersten Änderung des Bebauungsplans 
„Grendelmatt II“ vom 30.10.2014 und umfasst einzig das Grundstück Flurstück Nr. 2307 der Ge-
markung Rheinfelden-Karsau mit rund 1550 m². Die Lage des Plangebiets ist im nachfolgenden 
Katasterplan ersichtlich. 
 

 

Abbildung 1: Lageplan des Plangebiets 
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3. Bisher gültige Festsetzungen 

Festgesetzt ist im Bebauungsplan „Grendelmatt II“ derzeit ein Gewerbegebiet (GE) nach § 8 
BauNVO mit unterschiedlichen Zonen. Das Flurstück 2307 liegt in der Zone des GE 1, wo eine 
Grundflächenzahl von 0,8, eine abweichende Bauweise und eine maximale Gebäudehöhe von 
12 m zulässig sind. Die abweichende Bauweise erlaubt Gebäude, die länger als 50 m sind. 
 
Gemäß Punkt 1.1.5 der Bebauungsvorschriften des Bebauungsplans „Grendelmatt II“ sind Ver-
gnügungsstätten ausgeschlossen. 
 
Pro angefangenen 500 m² Grundstücksfläche ist im Gewerbegebiet ein standortgerechter, 
großkroniger Laubbaum zu pflanzen. 
 

 

Abbildung 2: Auszug aus dem Bebauungsplan "Grendelmatt II" von 2014. Hinweis: Flurstück 2307 entspricht nicht 
mehr seinem heutigen Zuschnitt. 
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4. Flächennutzungsplan 

Im Flächennutzungsplan der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Rheinfelden-Schwörstadt 
ist das Plangebiet als gewerbliche Baufläche dargestellt. Weitere Aussagen trifft der Flächen-
nutzungsplan nicht. Sowohl das bestehende Gewerbegebiet wie auch ein VEP für eine Ge-
werbe- und Spielhalle sind aus einer gewerblichen Baufläche entwickelt. 
 

 

Abbildung 3: Auszug aus dem Flächennutzungsplan 

 
5. Verfahren 

Aufgestellt werden soll dafür ein eigener vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 Bauge-
setzbuch, der die konkrete Gewerbe- und Spielhalle auf dem Grundstück festsetzt und in sei-
nem Geltungsbereich den Bebauungsplan „Grendelmatt II“ überlagert. Obwohl es sich um einen 
Innenentwicklungsbereich handelt, kann die Aufstellung des Bebauungsplans nicht im be-
schleunigten Verfahren erfolgen, weil sich der Geltungsbereich im Einwirkungsbereich des als 
Störfallbetrieb nach der Seveso-III-Richtlinie eingestuften Evonik-Areals befindet. § 13a Abs. 1 
Satz 5 Alt. 3 BauGB schließt in diesen Fällen das beschleunigte Verfahren aus. Es erfolgt des-
halb ein reguläres zweistufiges Verfahren mit frühzeitiger Beteiligung und förmlicher Offenlage.  
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6. Vorhaben- und Erschließungsplan 

6.1 Beschreibung des festzusetzenden Vorhabens 

Geplant ist eine zweigeschossige Gewerbehalle mit Flachdach und einer Höhe von 8,30 m. Im 
Erdgeschoss ist im vorderen Bereich zur Straße die Spielhalle geplant. Im rückwärtigen Bereich 
ist eine zweigeschossige Lagerhalle vorgesehen, während der vordere Bereich im Oberge-
schoss aus Büroräumen besteht. Mit Ausnahme der für die Spielhalle festgesetzten Flächen 
sollen die Lagerfläche und die Büroräume grundsätzlich allen gewerblichen Nutzungen offen-
stehen, die nach dem Bebauungsplan „Grendelmatt II“ bisher auf dem Grundstück zulässig wa-
ren. 
 

 

Abbildung 4: Erdgeschoss (links) und Obergeschoss (rechts) 
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6.2 Standortwahl 

Das Bedürfnis, einen Ersatzstandort für die Verlagerung der Spielhalle aus dem Bahnhofsum-
feld heraus zu schaffen, wurde bereits oben städtebaulich erläutert. Der vorliegend konkret aus-
gewählte Standort eignet sich dafür aus mehreren Gründen: 

 Die Verlagerungsfläche ist verfügbar und der Eigentümer ist bereit, die Spielhalle zu 
übernehmen. 

 Nach dem Landesglückspielgesetz Baden-Württemberg müssen Spielhallen untereinan-
der und von Kinder- und Jugendeinrichtungen mindestens 500 m entfernt sein. Diese 
Vorgaben sind auf der Verlagerungsfläche eingehalten. 

Aufgrund dieser landesrechtlichen Vorgaben ist die Auswahl an Flächen in der Stadt Rheinfel-
den (Baden), welche für die Umsiedelung der Spielhalle infrage kommen, begrenzt. Das Plan-
gebiet für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan eignet sich vor diesem Hintergrund zur An-
siedelung einer Spielhalle, da es außerhalb der 500-m-Radien liegt, d.h. da landesrechtliche 
Vorgaben in dieser Hinsicht erfüllt werden können. Darüber hinaus ist das Gebiet im Vergnü-
gungsstättenkonzept als Eignungsgebiet enthalten. Planungsrechtlich ist diese Fläche ebenfalls 
geeignet, da in einem Gewerbegebiet die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten als Ausnahme 
geregelt ist. Vom Gesetzgeber wird folglich angenommen, dass Vergnügungsstätten mit ande-
ren Nutzungen in einem Gewerbegebiet vereinbar sind.  
 
Trading-Down-Effekte, welche bei Spielhallen in Innenstadtlage auftreten können, sind im Ge-
werbegebiet nicht zu befürchten. Ausgelöst werden diese Effekte insbesondere durch die opti-
sche Gestaltung von Spielhallen mit abgeklebten Fenstern und anderen Maßnahmen, welche 
eine abschottende Wirkung entfalten sollen. Diese beeinflussen die Wahrnehmung in einer Ein-
kaufsstraße anders als in einem Gewerbegebiet, da in ersterem ein höheres Fußgängeraufkom-
men vorhanden ist als in einem Auto- bzw. LKW-orientierten Gewerbegebiet, in dem auch die 
anderen vorhandenen Betriebe sich optisch abschotten. 
 
In den letzten Jahren hat sich das Klientel, welches eine Spielhalle besucht, sowie auch das Er-
scheinungsbild einer Spielhalle selbst gewandelt. Aufgrund rechtlicher Vorgaben ist der Zutritt 
erst ab 18 Jahren erlaubt, während der Ausschank von Alkohol nicht zulässig ist. Auch die Lage 
des Plangebiets an einer eher KFZ-orientierten Stelle kann im Gegensatz zu einer Spielhalle im 
Innenstadt- bzw. Bahnhofsbereich dazu beitragen, die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu 
verringern, da tendenziell weniger Laufkundschaft zu erwarten ist. Besucher werden vielmehr 
mit dem Kraftfahrzeug oder dem Fahrrad an- und abreisen, was mit dem bei anderen Freizeit-
einrichtungen wie Fitnessstudios oder gastronomische Betriebe üblichen Verkehr vergleichbar 
ist. 
 
Ein zusätzlicher, städtebaulicher Grund ist der durch die Verlagerung einer Spielhalle in Innen-
stadtlage entstehende Mehrwert für die Rheinfelder Innenstadt. Damit geht eine Aufwertung 
und Stärkung der Situation im Bereich des Bahnhofes bzw. der Güter- und Emil-Frey-Straße 
einher. Dieses Areal fungiert als Bindeglied zwischen Bahnhof und Innenstadt, welches eine 
hohe Bedeutung als Eingangstor für mit dem ÖPNV ankommende Besucher besitzt. Gerade 
diese Eingangssituation kann durch die Verlagerung der Spielhalle an die Peter-Krauseneck-
Straße städtebaulich verbessert werden. Die Peter-Krauseneck-Straße selbst besitzt diese Ein-
gangsfunktion aufgrund ihrer Lage abseits eines Bahnhofes nicht. Auch ist dort die Fußgänger-
frequenz niedriger. 
 
6.3 Größe der Spielhalle 

Die Spielhalle wird auf maximal 150 m2 Aufstellfläche beschränkt. Damit ist eine kerngebietsty-
pische Spielhalle mit – nach derzeitigem Gewerberecht - bis zu 12 Geldspielgeräten möglich. 
Zwar handelt es sich bei dem Standort nicht um ein Kerngebiet. Es sind aber von der Spielhalle 
keine gebietsunverträglichen Störwirkungen zu erwarten. 
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7. Umweltbelange 

Da das beschleunigte Verfahren im Einwirkungsbereich der Evonik ausgeschlossen ist, muss 
im regulären Verfahren ein Umweltbericht erstellt werden. Dieser wird zur Offenlage vorgelegt. 
 
Im regulären zweistufigen Bebauungsplanverfahren ist - anders bei kleinen Bebauungsplänen 
der Innenentwicklung - grundsätzlich auch ein naturschutzrechtlicher Ausgleich zu erbringen. 
Allerdings ist dies hier gem. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB nicht der Fall, da auf dem Grundstück 
schon bisher eine gewerbliche Bebauung zulässig war (und auch schon genehmigt ist) und da 
durch den vorliegenden Vorhaben- und Erschließungsplan keine höhere Versiegelung zugelas-
sen wird als bisher. Wenn der VEP keine weitergehenden Eingriffe zulässt, ist demnach auch 
kein weitergehender Ausgleich erforderlich, als er bei der erstmaligen Aufstellung des Bebau-
ungsplans „Grendelmatt II“ für diese Fläche schon erbracht wurde. 
 
Schutzgebiete gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-/VSG nach EU-Recht) sind durch die ge-
plante Bebauungsplanänderung nicht betroffen. Ebenso sind im Plangebiet oder den angren-
zenden Flächen keine Landschafts- oder Naturschutzgebiete bzw. besondere Biotope nach §32 
NatSchG ausgewiesen. Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung ergeben sich für Natur-
schutzbelange keine Änderungen, da lediglich die Art der Nutzung geändert wird und darüber 
hinaus keine Änderungen des Maßes baulicher Nutzung stattfindet. Die Gewerbehalle, in der 
die Spielhalle einziehen soll, wurde auf Basis des seit 2014 in seiner ersten Änderungsfassung 
rechtskräftigen Bebauungsplanes „Grendelmatt II“ geprüft bzw. genehmigt. 
 
Der Vollständigkeit halber werden anschließend die im Regelfall zu beachtenden Schutzgüter 
kurz angesprochen. 
 
Schutzgut Pflanzen und Tiere  
Das Planungsgebiet darf zu 80 % versiegelt werden. Es findet keine Änderung im Vergleich 
zum Ist-Zustand statt. 
 
Artenschutzrechtliche Prüfung nach § 44 BNatSchG  
Zu beachten sind artenschutzrechtliche Belange, die sich aus der Neufassung des BNatSchG 
vom 01.03.2010 nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 ergeben. Aufgrund der Tatsache, dass die 
Spielhalle in eine neue Gewerbehalle einziehen soll, ist nicht mit Vorkommen von artenschutz-
rechtlich relevanten Tieren/Pflanzen zu rechnen, für die § 44 (1) BNatSchG zutrifft (Zugriffs- und 
Störungsverbote für besonders und streng geschützte Arten).  
 
Schutzgut Boden  
Das Plangebiet befindet sich innerhalb der mit Dioxin belasteten Flächen auf Rheinfelder Stadt-
gebiet. Die Änderung der Art der Nutzung bei Beibehaltung der derzeitigen Nutzungsziffern hat 
allerdings keine Auswirkung auf das Schutzgut Boden. 
 
Schutzgut Wasser  
Offene Gewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. Es liegt ebenfalls nicht innerhalb eines 
Wasserschutzgebietes.  
 
Schutzgut Klima  
Stadtklimatische Auswirkungen sind nicht zu erwarten.  
 
Schutzgut Stadtbild / Erholung  
Negative Auswirkungen auf das Stadtbild und die Funktion Erholung sind nicht zu erwarten.  
 
Kulturgut, Sachgut 
Es sind keine kulturhistorischen Aspekte bekannt. 
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Fazit: 
Durch die vorliegende Bebauungsplanänderung sind keine weiteren nachteiligen Auswirkungen 
zu erwarten. 
 

8. Seveso-III-Richtlinie 

Das Plangebiet liegt in Planungszone II des städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (SEK) zur 
Seveso-III-Richtlinie der Stadt Rheinfelden (Baden) und ist dem Quartier Nr. 26 zugeordnet. 
Eine uneingeschränkte Bebauung des Grundstücks gemäß der Festsetzung als Gewerbegebiet 
ist darin beachtet (vgl. nachfolgende Tabelle). Das Gebiet befindet sich in Planungszone 2. 
 

 
In der äußeren Zone 2, die bis zur äußeren Begrenzung des 850-m-Radiuses reicht, können 
neue Nutzungen mit geringer Schutzbedürftigkeit (wie öffentliche Gebäude mit Publikumsver-
kehr, Beherbergungsstätten und Wohnareale) im größeren Umfang als in Planungszone 1 statt-
finden.  
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Nach der Tabelle zur Schutzwürdigkeit von Vorhaben haben Gebäude und Nutzungen mit Pub-
likumsverkehr, zu denen eine Spielhalle gehört, eine geringe Stufe der Schutzbedürftigkeit. Sie 
zieht zwar einen wechselnden Personenkreis an, allerdings generiert eine einzelne Spielhalle 
mit lediglich 12 Spielgeräten wie hier vorgesehen im Gegensatz zu größeren Vergnügungsstät-
ten wie Großraumdiskotheken oder Eventhallen ein verhältnismäßig geringes Besucheraufkom-
men. Daher ist die Einrichtung einer Spielhalle im Bereich des Quartiers Nr. 26 bzw. im Gel-
tungsbereich dieses Bebauungsplanes mit dem SEK zur Seveso-III-Richtlinie vereinbar. 
 

9. Erschließung 

Das Plangebiet ist durch die Peter-Krauseneck-Straße erschlossen. Entsprechende Ver- und 
Entsorgungsmöglichkeiten sind vorhanden. 
 
 
 
 
 
Rheinfelden (Baden), 06.11.2019 

601/Reichenbach 


